
Resolutionen und Beschlüsse des Sicherheitsrats vom 1. August 2015 bis 31. Dezember 2016 
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 �I�H�V�W�V�W�H�O�O�H�Q�G, dass die Situation in Südsudan nach wie vor eine Bedrohung des Weltfriedens und der 

internationalen Sicherheit in der Region darstellt, 

 �W�l�W�L�J���Z�H�U�G�H�Q�G nach Kapitel VII Artikel 41 der Charta der Vereinten Nationen, 

 1. �E�H�V�F�K�O�L�H�‰�W, die mit den Ziffern 9 und 12 der Resolution 2206 (2015) verhängten Maßnahmen bis 

zum 15. April 2016 zu verlängern, und bekräftigt die Bestimmungen der Ziffern 10, 11, 13, 14 und 15 der 

Resolution 2206 (2015); 

 2. �E�H�V�F�K�O�L�H�‰�W���D�X�‰�H�U�G�H�P, das in Ziffer 18 der Resolution 2206 (2015) festgelegte Mandat der Sachver-

ständigengruppe für Südsudan bis zum 15. Mai 2016 zu verlängern, und bekundet seine Absicht, das Mandat 

zu überprüfen und spätestens am 15. April 2016 einen entsprechenden Beschluss hinsichtlich einer weiteren 

Verlängerung zu fassen; 

 3. �E�H�V�F�K�O�L�H�‰�W���I�H�U�Q�H�U, mit der Angelegenheit befasst zu bleiben. 
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 Auf seiner 7650. Sitzung am 17. März 2016 behandelte der Sicherheitsrat den Punkt „Berichte des Ge-

neralsekretärs über Sudan und Südsudan.“

 Februar 2016 berichtet wurde. Der Rat fordert die Regierung Südsudans 

auf, ihre Verantwortung für den Schutz von Zivilpersonen wahrzunehmen. 

 Der Rat bekundet seine besondere Beunruhigung angesichts glaubwürdiger Berichte, wonach be-

waffnete Männer in Uniformen der Sudanesischen Volksbefreiungsarmee in den Schutzort für Zivilper-

sonen der Mission der Vereinten Nationen in Südsudan eingedrungen sind und auf Zivilpersonen ge-

schossen haben. Der Rat betont, dass Angriffe auf Zivilpersonen, Personal der Mission sowie Räum-

lichkeiten der Vereinten Nationen unannehmbar sind und Kriegsverbrechen darstellen können. Der Rat 

fordert die Regierung Südsudans auf, gegen die für den Angriff Verantwortlichen zu ermitteln und sie 
strafrechtlich zu verfolgen, und lobt die Vereinten Nationen dafür, dass sie rasch die Einsetzung einer 

von der Sekretariats-Hauptabteilung Friedenssicherungseinsätze und der Sekretariats-Hauptabteilung 

Unterstützung der Feldeinsätze einzuberufende Untersuchungskommission auf hoher Ebene ankündig-






